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10 Fragen zur Sozialhilfe

1 Wer hat Anspruch
auf Sozialhilfe? 
Wer in der Schweiz wohnt
und nicht in der Lage ist, für
sich zu sorgen. Das steht in
der Bundesverfassung.

2 Wohin muss man sich
wenden, wenn man auf
Hilfe angewiesen ist? 
Für die Sozialhilfe sind die
Kantone zuständig. Diese
haben die Aufgabe an die
Gemeinden weitergegeben.
Das Sozialhilferecht ist von
Kanton zu Kanton unter-
schiedlich geregelt. Deshalb
ist die Unterstützung von
Wohnort zu Wohnort ver-
schieden. 

3 Gibt es verbindliche
Richtlinien?
Nein. Es gibt zwar die Richt-
linien der Schweizerischen
Konferenz für Sozialhilfe
(SKOS). Das ist ein Gremi-
um, in dem die Gemeinden
vertreten sind. Die Richt-
linien haben aber nur den

Charakter von Empfehlun-
gen an die Behörden. 

4 Wie viel muss eine
Person pro Monat zur
Verfügung haben?
Die Richtlinien empfehlen
für einen 1-Personen-Haus-
halt 986 Franken als Grund-
bedarf. Darin sind alle Aus-
gaben des täglichen Bedarfs
wie etwa Nahrungsmittel,
Bekleidung, Körperpflege,
Energie, Verkehr, enthalten
– aber keine Miete und
keine Krankenkasse. 

5 Wie lange hat man
An spruch?
So lange, wie die Vorausset-
zungen erfüllt sind – also die
Einnahmen zu gering sind,
um das Minimum zu decken.

6 Darf die Sozialhilfe
gekürzt werden?
Ja. Die Gründe dafür legen
die Kantone fest. Beispiels-
weise können Leistungen
gekürzt werden, wenn Wei-

sungen der Behörden miss-
achtet werden. Oder bei
Falschauskünften über die
eigenen Finanzen. 

7 Muss rechtmässig
bezogene Sozialhilfe
zurückgezahlt werden? 
Ja, unter gewissen Voraus-
setzungen. Einige Gesetze
sehen eine Pflicht zur Rück-
erstattung vor, wenn ein
ehemaliger Empfänger in
finanziell «günstige Ver-
hältnisse» gelangt. Was das
heisst, ist nicht weiter präzi-
siert. Die SKOS-Richtlinien
empfehlen eine Rückerstat-
tungspflicht bei einer ledigen
Person erst ab einem Ver-
mögen über 25 000 Franken.

8 Wann müssen
Verwandte einspringen?
Das Zivilgesetzbuch schreibt
eine Unterstützungspflicht
vor für Verwandte, die in
«günstigen Verhältnissen»
leben. Laut Richtlinien ist
unterstützungspflichtig, wer

ein steuerbares Einkommen
über 120 000 Franken (Al-
leinstehende) respektive
180 000 Franken (Ehepaare)
aufweist. Pro minderjähri-
ges oder in Ausbildung be-
findliches Kind von Ver-
wandten ist dieser Betrag
um 20 000 Franken höher. 

9 Sind alle Verwandten
mit genügend Geld
unterstützungspflichtig?
Nein, nur Verwandte in auf-
und absteigender Linie, also
Kinder, Enkel, Eltern und
Grosseltern. 

10 Müssen Erben die
von Verstorbenen
bezogene Sozialhilfe
zurückerstatten?
In den meisten Kantonen
nur, wenn die verstorbene
Person Vermögen hinter-
lässt – und maximal im
Umfang des Nachlasses. Der
Rückforderungsanpruch der
Gemeinde ist zeitlich be-
fristet.               Corina Schuppli

1. Sind die Preise, die
im Pauschalreisen-
Prospekt angegeben
sind, verbindlich?

a) Ja.
b) Nein, sie dürfen bei

grosser Nachfrage
erhöht werden.

c) Nein, Prospektpreise
sind nie verbindlich.

2. Ist bei der Kündi-
gung der Kranken-
kasse das Datum
des Poststempels
massgebend?

a) Ja.
b) Nein, der Zeitpunkt

des Empfangs ist mass-
gebend.

c) Es kommt auf den Ver-
sicherungsvertrag an.

3. Haben Angestellte
auch Anspruch auf
die Erstattung von
vertraglich ver -
einbarten Spesen,
wenn sie freige-
stellt sind? 

a) Ja.
b) Nur bei einer Freistel-

lungsdauer von maximal
zwei Monaten.

c) Nein. 

4. Wie hoch ist die
Busse, wenn man
beim Autofahren
keine Sicherheits-
gurten trägt?

a) 60 Franken.
b) 100 Franken.
c) 200 Franken.

Auflösung: 1a, 2b, 3c, 4a
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